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Grundregeln für die Beziehung zwischen 
Kunde und Bank.

1. Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der 
Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen.

(1) Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte Geschäftsverbindung 
zwischen dem Kunden und den inländischen Geschäftsstellen der Bank (im Folgenden
Bank genannt). Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (z. B. für das Wert-
papiergeschäft, für den kartengestützten Zahlungsverkehr, für den Scheckverkehr, für den
Sparverkehr, für den Überweisungsverkehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen oder
Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten; sie werden bei der
Kontoeröffnung oder bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart. Unterhält
der Kunde auch Geschäftsverbindungen zu ausländischen Geschäftsstellen, sichert das
Pfandrecht der Bank (Nr. 14 dieser Geschäftsbedingungen) auch die Ansprüche dieser 
ausländischen Geschäftsstellen.

(2) Änderungen
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedingungen werden dem 
Kunden schriftlich bekannt gegeben. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das Home-
banking), können die Änderungen auch auf diesem Wege übermittelt werden, wenn die
Art der Übermittlung es dem Kunden erlaubt, die Änderungen in lesbarer Form zu spei-
chern oder auszudrucken. Sie gelten als genehmigt, wenn der Kunde nicht schriftlich oder
auf dem vereinbarten elektronischen Weg Widerspruch erhebt. Auf diese Folge wird ihn die
Bank bei der Bekanntgabe besonders hinweisen. Der Kunde muss den Widerspruch inner-
halb von sechs Wochen nach Bekanntgabe der Änderungen an die Bank absenden.

2. Bankgeheimnis und Bankauskunft.

(1) Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen
verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den
Kunden darf die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten
oder der Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

(2) Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkungen über die
wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit;
betragsmäßige Angaben über Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Bank
anvertraute Vermögenswerte sowie Angaben über die Höhe von Kreditinanspruchnahmen
werden nicht gemacht.

(3) Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsregister eingetragene Kauf-
leute Bankauskünfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit
bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Auskünfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung
des Kunden vorliegt. Bankauskünfte über andere Personen, insbesondere über Privatkun-
den und Vereinigungen, erteilt die Bank nur dann, wenn diese generell oder im Einzelfall
ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn der Anfragende
ein berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunfts-
erteilung entgegenstehen.

(4) Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kreditinstituten für
deren Zwecke oder die ihrer Kunden. 

3. Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden.

(1) Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Verschulden ihrer Mit-
arbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die
Sonderbedingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen
etwas Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuld-
haftes Verhalten (z. B. durch Verletzung der in Nr. 11 dieser Geschäftsbedingungen aufge-
führten Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt
sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde
den Schaden zu tragen haben.

(2) Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausgeführt wird, dass die
Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag

dadurch, dass sie ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auf-
trag). Dies betrifft z. B. die Einholung von Bankauskünften bei anderen Kreditinstituten oder
die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt
sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturer-
eignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertretende Vorkommnisse (z. B. Streik, Aus-
sperrung, Verkehrsstörung, Verfügungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

4. Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden.

Der Kunde kann gegen Forderungen der Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen
unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.

5. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden.

Nach dem Tod des Kunden kann die Bank zur Klärung der Verfügungsberechtigung die
Vorlegung eines Erbscheins, eines Testamentsvollstreckerzeugnisses oder weiterer hierfür
notwendiger Unterlagen verlangen; fremdsprachige Urkunden sind auf Verlangen der Bank
in deutscher Übersetzung vorzulegen. Die Bank kann auf die Vorlage eines Erbscheins oder
eines Testamentsvollstreckerzeugnisses verzichten, wenn ihr eine Ausfertigung oder eine
beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger
Eröffnungsniederschrift vorgelegt wird. Die Bank darf denjenigen, der darin als Erbe oder
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und
insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank
bekannt ist, dass der dort Genannte (z. B. nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des
Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht
bekannt geworden ist.

6. Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kaufmännischen und 
öffentlich-rechtlichen Kunden.

(1) Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt deutsches Recht.

(2) Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbeziehung dem Betriebe seines
Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen Kunden an dem für die konto-
führende Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zuständigen Gericht verkla-
gen; dasselbe gilt für eine juristische Person des öffentlichen Rechts und für öffentlich-
rechtliche Sondervermögen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem für die
kontoführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.

(3) Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Ausland eine vergleichbare
gewerbliche Tätigkeit ausüben sowie für ausländische Institutionen, die mit inländischen
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder mit einem inländischen öffentlich-recht-
lichen Sondervermögen vergleichbar sind.

Kontoführung.

7. Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten (Konten in laufender
Rechnung); Genehmigung von Belastungen aus Lastschriften

(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist,
jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss; dabei werden die in
diesem Zeitraum entstandenen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich der Zinsen und
Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung
ergibt, nach Nr. 12 dieser Geschäftsbedingungen oder nach der mit dem Kunden ander-
weitig getroffenen Vereinbarung  Zinsen berechnen.

(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines Rechnungsabschlusses
hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben;
macht er seine Einwendungen schriftlich geltend, genügt die Absendung innerhalb der
Sechs-Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung.
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses besonders hinwei-
sen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses
verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm
zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.
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(3) Genehmigung von Belastungen aus Lastschriften
Hat der Kunde eine Belastungsbuchung aus einer Lastschrift, für die er dem Gläubiger eine
Einzugsermächtigung erteilt hat, nicht schon genehmigt, so hat er Einwendungen gegen
diese im Saldo des nächsten Rechnungsabschlusses enthaltene Belastungsbuchung späte-
stens vor Ablauf von sechs Wochen nach Zugang des Rechnungsabschlusses zu erheben.
Macht er seine Einwendungen schriftlich geltend, genügt die Absendung innerhalb der
Sechs-Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung 
der Belastung. Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses
besonders hinweisen. 

8. Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank.

(1) Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (z. B. wegen einer falschen Kontonum-
mer) darf die Bank bis zum nächsten Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung
rückgängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht
(Stornobuchung); der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung nicht 
einwenden, dass er in Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungsabschluss fest und
steht ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres
Anspruchs sein Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die
Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder 
gutschreiben und ihren Rückzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden unverzüglich unter-
richten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu
dem Tag vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

9. Einzugsaufträge.

(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon vor ihrer Einlösung
gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese
Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag
ein, von einem Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (z. B. Zins-
scheine), und erteilt die Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht diese unter dem
Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbehalt gilt auch dann, wenn die Papiere
bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften nicht eingelöst oder
erhält die Bank den Betrag aus dem Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehalts-
gutschrift rückgängig. Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rech-
nungsabschluss erteilt wurde.

(2) Einlösung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks
Lastschriften und Schecks sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung nicht spätestens am
zweiten Bankarbeitstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. Barschecks sind
bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. Schecks sind auch schon dann einge-
löst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. Lastschriften und Schecks,
die über die Abrechnungsstelle einer Landeszentralbank vorgelegt werden, sind eingelöst,
wenn sie nicht bis zu dem von der Landeszentralbank festgesetzten Zeitpunkt an die
Abrechnungsstelle zurückgegeben werden.

10. Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremdwährungskonten.

(1) Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kunden und Ver-
fügungen des Kunden in fremder Währung bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über 
Guthaben auf Fremdwährungskonten (z. B. durch Überweisungen zu Lasten des Fremd-
währungsguthabens) werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Währung
abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen Hauses ausführt.

(2) Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem Kunden
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (z. B. ein Devisentermingeschäft) ab, aus
dem sie die Verschaffung eines Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremd-
währungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Währung
erfüllen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines Fremd-
währungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit
(Absatz 2) ist in dem Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, auf
die das Fremdwährungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter
Maßnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt ver-
fügen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist
die Bank auch nicht zu einer Erfüllung an einem anderen Ort außerhalb des Landes der

Währung, in einer anderen Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von 
Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu Lasten
eines Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank voll-
ständig im eigenen Haus ausführen kann. Das Recht des Kunden und der Bank, fällige
gegenseitige Forderungen in derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von
den vorstehenden Regelungen unberührt.

(4) Umrechnungskurs
Die Bestimmung des Kurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem „Preis- und
Leistungsverzeichnis“.

Mitwirkungspflichten des Kunden.

11. Mitwirkungspflichten des Kunden.

(1) Änderungen von Name, Anschrift oder einer gegenüber der Bank erteilten Vertre-
tungsmacht
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist es erforderlich, dass der
Kunde der Bank Änderungen seines Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen
oder die Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere
einer Vollmacht) unverzüglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die
Vertretungsmacht in ein öffentliches Register (z. B. in das Handelsregister) eingetragen ist
und Ihr Erlöschen oder Ihre Änderung in dieses Register eingetragen wird.

(2) Klarheit von Aufträgen und Überweisungen
Aufträge und Überweiungen müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht ein-
deutig formulierte Aufträge und Überweisungen können Rückfragen zur Folge haben, die
zu Verzögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei Aufträgen zur Gutschrift auf
einem Konto (z. B. bei Lastschrift- und Scheckeinreichungen) und Überweisungen auf die
Richtigkeit und Vollständigkeit des Namens des Zahlungsempfängers, der angegebenen
Kontonummer und der angegebenen Bankleitzahl und der angegebenen Währung zu ach-
ten. Änderungen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen und Überweisungen
müssen als solche gekennzeichnet sein.

(3) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung eines Auftrags oder einer
Überweisung
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags oder einer Überweisung besondere Eile
für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmäßig erteilten Aufträgen
oder Überweisungen muss dies außerhalb des Formulars erfolgen.

(4) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Erträgnisaufstellun-
gen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen über die Ausführung von Aufträgen und Über-
weisungen sowie Informationen über erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf ihre
Richtigkeit und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und etwaige Einwendungen
unverzüglich zu erheben.

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht zugehen, muss 
er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim
Ausbleiben anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapier-
abrechnungen, Kontoauszüge nach der Ausführung von Aufträgen und Überweisungen 
des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen.

12. Zinsen, Entgelte und Auslagen.

(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschäft
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Privatkundengeschäft üblichen Kredite und
Leistungen ergibt sich aus dem „Preisaushang – Regelsätze im standardisierten Privat-
kundengeschäft” und ergänzend aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein
Kunde einen dort aufgeführten Kredit oder eine dort aufgeführte Leistung in Anspruch
nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem
Zeitpunkt im Preisaushang oder Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Zinsen und
Entgelte. Für die darin nicht aufgeführten Leistungen, die im Auftrag des Kunden oder in
dessen mutmaßlichem Interesse erbracht werden und die, nach den Umständen zu ur-
teilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, kann die Bank die Höhe der Entgelte
nach billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches) bestimmen.

(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkundengeschäfts
Außerhalb des Privatkundengeschäfts bestimmt die Bank, wenn keine andere Vereinbarung
getroffen ist, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach billigem Ermessen (§ 315 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches).
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(3) Änderungen von Zinsen und Entgelten
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zinssatz erfolgt aufgrund
der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden. Das Entgelt für Leistungen, die vom
Kunden im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch
genommen werden (z. B. Konto- und Depotführung), kann die Bank nach billigem 
Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches) ändern.

(4) Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhungen von Zinsen und Entgelten
Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen und Entgelten nach Absatz 3 mitteilen.
Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon betrof-
fene Geschäftsbeziehung innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe der Änderung
mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen und
Entgelte für die gekündigte Geschäftsbeziehung nicht zu Grunde gelegt. Die Bank wird zur
Abwicklung eine angemessene Frist einräumen.

(5) Auslagen
Die Bank ist berechtigt, dem Kunden Auslagen in Rechnung zu stellen, die anfallen, wenn
die Bank in seinem Auftrag oder seinem mutmaßlichen Interesse tätig wird (insbesondere
für Ferngespräche, Porti) oder wenn Sicherheiten bestellt, verwaltet, freigegeben oder 
verwertet werden (insbesondere Notarkosten, Lagergelder, Kosten der Bewachung von
Sicherungsgut).

(6) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen
Bei Kreditverträgen, die nach § 492 des Bürgerlichen Gesetzbuches der Schriftform be-
dürfen, richten sich die Zinsen und die Kosten (Entgelte, Auslagen) nach den Angaben in
der Vertragsurkunde. Fehlt die Angabe eines Zinssatzes, gilt der gesetzliche Zinssatz; nicht
angegebene Kosten werden nicht geschuldet (§ 494 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buches). Bei Überziehungskrediten nach § 493 des Bürgerlichen Gesetzbuches richtet sich
der maßgebliche Zinssatz nach dem Preisaushang und den Informationen, die die Bank
dem Kunden übermittelt.

Sicherheiten für die Ansprüche der Bank 
gegen den Kunden.

13. Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten.

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung die Be-
stellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche
bedingt sind (z. B. Aufwendungsersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer für
den Kunden übernommenen Bürgschaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haf-
tung für Verbindlichkeiten eines anderen  Kunden der Bank übernommen (z. B. als Bürge),
so besteht für die Bank ein Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im
Hinblick auf die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(2) Veränderungen des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den Kunden zunächst ganz oder
teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen,
kann sie auch später noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass
Umstände eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Risikobewertung der An-
sprüche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn 
- sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig verändert haben oder sich zu
verändern drohen oder 

- sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert haben oder zu 
verschlechtern drohen.

Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdrücklich vereinbart ist, dass
der Kunde keine oder ausschließlich im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat.
Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstär-
kung von Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind; wenn
der Nettokreditbetrag 50.000 Euro übersteigt, besteht der Anspruch auf Bestellung oder
Verstärkung auch dann, wenn der Kreditvertrag keine oder keine abschließenden Angaben
über Sicherheiten enthält.

(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die Bank eine angemessene Frist
einräumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 19
Absatz 3 dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Ver-
pflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht fristgerecht nachkommt,
wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14. Vereinbarung eines Pfandrechts zu Gunsten der Bank.

(1) Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein Pfandrecht an den
Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inländische Geschäftsstelle im bank-
mäßigen Geschäftsverkehr Besitz erlangt hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein
Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßi-
gen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden (z. B. Kontoguthaben).

(2) Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten
Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen aus
der bankmäßigen Geschäftsverbindung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde
gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank
übernommen (z. B. als Bürge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsübernahme
folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.

(3) Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die Verfügungsgewalt der Bank,
dass sie nur für einen bestimmten Zweck verwendet werden dürfen (z. B. Bareinzahlung
zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese
Werte. Dasselbe gilt für die von der Bank selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und
für die Wertpapiere, die die Bank im Ausland für den Kunden verwahrt. Außerdem erstreckt
sich das Pfandrecht nicht auf die von der Bank selbst ausgegebenen eigenen Genuss-
rechte/Genussscheine und nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften nachrangigen 
Verbindlichkeiten der Bank.

(4) Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht berechtigt, die Her-
ausgabe der zu diesen Papieren gehörenden Zins- und Gewinnanteilscheine zu verlangen. 

15. Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskontierten Wechseln.

(1) Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und Wechseln im Zeitpunkt
der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeit-
punkt des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel
dem Konto zurück, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

(2) Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die zu Grunde 
liegenden Forderungen auf die Bank über; ein Forderungsübergang findet ferner statt,
wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht werden (z. B. Lastschriften, kaufmännische
Handelspapiere).

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, dass ihr Gegenwert nur 
für einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, erstrecken sich die Sicherungs-
übereignung und die Sicherungsabtretung nicht auf diese Papiere.

(4) Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Sicherung aller An-
sprüche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen
Kontokorrentkonten zustehen oder die infolge der Rückbelastung nicht eingelöster Einzugs-
papiere oder diskontierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die
Bank eine Rückübertragung des Sicherungseigentums an den Papieren und der auf sie
übergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeitpunkt der Anforderung
keine zu sichernden Ansprüche gegen den Kunden zustehen oder sie ihn über den Gegen-
wert der Papiere vor deren endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16. Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabeverpflichtung.

(1) Deckungsgrenze
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten so lange
geltend machen bis der realisierbare Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller
Ansprüche aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht nur vorübergehend
übersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizuge-
ben, und zwar in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Betrages; sie wird bei der
Auswahl der freizugebenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und
eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten
bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die Bank auch verpflichtet, Aufträge
des Kunden über die dem Pfandrecht unterliegenden Werte auszuführen (z. B. Verkauf von
Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3) Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab als der realisierbare Wert
oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von
Sicherheiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.

17. Verwertung von Sicherheiten.

(1) Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl. Sie wird bei der
Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtigten
Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des
Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen.
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(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die Bank dem Kunden
über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit
dienenden Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kündigung.

18. Kündigungsrechte des Kunden.

(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen
(z. B. den Scheckvertrag), für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungs-
regelung vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

(2) Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende Kündigungsregelung
vereinbart, kann eine fristlose Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür
ein wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Berücksichtigung der berech-
tigten Belange der Bank, unzumutbar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen.

(3) Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19. Kündigungsrechte der Bank.

(1) Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Geschäftsbeziehungen, für
die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jeder-
zeit unter Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen (z. B. den Scheck-
vertrag, der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung der Kündi-
gungsfrist wird die Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. Für
die Kündigung der Führung von laufenden Konten und Depots beträgt die Kündigungsfrist
mindestens sechs Wochen.

(2) Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündi-
gungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist kündigen. Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die berechtig-
ten Belange des Kunden Rücksicht nehmen.

(3) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder einzelner Geschäfts-
beziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, der der Bank, auch unter
Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden, deren Fortsetzung unzumutbar
werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
- wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnisse gemacht hat, die
für die Entscheidung der Bank über eine Kreditgewährung oder über andere mit Risiken
für die Bank verbundene Geschäfte (z. B. Aushändigung einer Zahlungskarte) von erheb-
licher Bedeutung waren, oder 

- wenn eine wesentliche Verschlechterung seiner Vermögensverhältnisse des Kunden oder
der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Rück-
zahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sonstigen Verbindlichkeit gegenüber der
Bank – auch unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet ist, oder

- wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
nach Nr. 13 Absatz 2 dieser Geschäftsbedingungen oder aufgrund einer sonstigen Verein-
barung nicht innerhalb der von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Plicht, ist die Kündigung
erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach
erfolgloser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzel-
falles (§ 323 Absätze 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchen) entbehrlich.

(4) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei Verzug
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündigung wegen Verzuges
mit der Rückzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach
Maßgabe dieser Regelungen kündigen.

(5) Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem Kunden für die Abwick-
lung (insbesondere für die Rückzahlung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen,
soweit nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist (z. B. bei der Kündigung des Scheck-
vertrages die Rückgabe der Scheckvordrucke).

Schutz der Einlagen.

20. Einlagensicherungsfonds.

(1) Schutzumfang
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e. V.
angeschlossen. Der Einlagensicherungsfonds sichert alle Verbindlichkeiten, die in der
Bilanzposition „Verbindlichkeiten gegenüber Kunden” auszuweisen sind. Hierzu zählen
Sicht-, Termin- und Spareinlagen einschließlich der auf den Namen lautenden Sparbriefe.
Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt 30 % des für die Einlagensicherung jeweils maß-
geblichen haftenden Eigenkapitals der Bank. Diese Sicherungsgrenze wird dem Kunden
von der Bank auf Verlangen bekannt gegeben. Sie kann auch im Internet unter
www.bdb.de abgefragt werden.

(2) Ausnahmen vom Einlegerschutz
Nicht geschützt sind Forderungen, über die die Bank Inhaberpapiere ausgestellt hat, wie 
z. B. Inhaberschuldverschreibungen und Inhabereinlagenzertifikate sowie Verbindlichkeiten
gegenüber Kreditinstituten.

(3) Ergänzende Geltung des Status des Einlagensicherungsfonds
Wegen weiterer Einzelheiten des Sicherungsumfanges wird auf § 6 des Status des Einlagen-
sicherungsfonds verwiesen, das auf Verlangen zur Verfügung gestellt wird.

(4) Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauftragter Zahlungen an einen
Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die Bank in entsprechender Höhe mit
allen Nebenrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.

(5) Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem von ihm Beauftragten 
alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur
Verfügung zu stellen.

Stand: April 2002
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Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die Verwahrung von
Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die Rechte nicht in Urkunden verbrieft sind (nach-
stehend: „Wertpapiere“). Für Börsentermingeschäfte, bei denen die Rechte nicht in Urkunden
verbrieft sind, gelten andere Bedingungen (Sonderbedingungen für Termingeschäfte).

Ausführung von Kundenaufträgen zum Kauf oder
Verkauf von Wertpapieren.
Die Bank wird Kundenaufträge zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren entweder als Kom-
missionärin ausführen (Nrn. 1 – 8) oder mit dem Kunden Festpreisgeschäfte tätigen (Nr. 9).

Kommissionsgeschäfte.
1. Ausführung des Kommissionsauftrages.

(1) Ausführungsgeschäft /Beauftragung eines Zwischenkommissionärs
Die Bank führt Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren im In- und 
Ausland als Kommissionärin aus. Hierzu schließt die Bank für Rechnung des Kunden mit
einem anderen Marktteilnehmer oder einer Zentralen Gegenpartei ein Kauf- oder Verkauf-
geschäft (Ausführungsgeschäft) ab oder sie beauftragt einen anderen Kommissionär 
(Zwischenkommissionär), ein Ausführungsgeschäft abzuschließen. Im Rahmen des elektro-
nischen Handels an  der Börse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die Bank oder
den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt werden, wenn die Bedingungen des
Börsenhandels dies zulassen.

(2) Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschäftsbedingungen
Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhandel am Ausführungsplatz 
geltenden Rechtsvorschriften und Geschäftsbedingungen (Usancen); daneben gelten die
Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Vertragspartners der Bank.

(3) Preis des Ausführungsgeschäfts/Entgelt/Auslagen
Die Bank rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausführungsgeschäftes ab; sie ist
berechtigt, ihr Entgelt und ihre Auslagen einschließlich fremder Kosten in Rechnung zu
stellen.

2. Ausführungsplatz/Handelsart.
(1) Weisung des Kunden
Der Kunde kann bei Wertpapieren, die an einer inländischen Börse gehandelt werden, im
Einzelfall bestimmen, ob der Auftrag börslich oder außerbörslich ausgeführt werden soll.
Werden die Wertpapiere nicht an einer inländischen Börse gehandelt oder ist der Kunde
eine juristische Person oder handelt er im Rahmen seiner gewerblichen oder selbständigen
beruflichen Tätigkeit, kann der Kunde dies auch generell bestimmen. Der Kunde kann den
Ausführungsplatz und die Handelsart für ein Einzelgeschäft oder generell bestimmen.
Soweit der Kunde keine Weisung erteilt, gelten die folgenden Absätze 2 – 5.

(2) Ausführung im Inland oder Ausland
Soweit Wertpapiere inländischer Emittenten (inländische Wertpapiere) an einer inländi-
schen Börse gehandelt werden, werden die Kundenaufträge im Inland ausgeführt. Andern-
falls bestimmt die Bank nach pflichtgemäßem Ermessen, ob der Auftrag im In- oder Aus-
land ausgeführt wird. Soweit Wertpapiere ausländischer Emittenten (ausländische Wertpa-
piere) im amtlichen Handel oder im geregelten Markt einer inländischen Börse gehandelt
werden, werden die Kundenaufträge im Inland ausgeführt. Dies gilt auch, wenn die Wert-
papiere in den Freiverkehr einer inländischen Börse einbezogen sind, es sei denn, das
Interesse des Kunden gebietet eine Ausführung im Ausland. Soweit ausländische Wert-
papiere nicht an einer inländischen Börse gehandelt werden, bestimmt die Bank nach
pflichtgemäßem Ermessen, ob der Auftrag im In- oder Ausland ausgeführt wird.

(3) Börsliche oder außerbörsliche Auftragsausführung
Aufträge werden über den Börsenhandel ausgeführt, wenn die Wertpapiere an einer inlän-
dischen Börse gehandelt werden. Bei Freiverkehrswerten kann die Ausführung auch über
einen ausländischen Börsenhandel erfolgen, wenn das Interesse des Kunden dies gebietet.
Aufträge in verzinslichen Schuldverschreibungen aus einer Emission, deren jeweiliger
Gesamtnennbetrag weniger als eine Milliarde Euro beträgt, können auch außerbörslich 
ausgeführt werden.

(4) Börsenplatz/Handelsart
Bei börslicher Auftragsausführung bestimmt die Bank den Börsenplatz und die Handelsart
(Präsenzhandel oder elektronischer Handel) unter Wahrung der Interessen des Kunden.

(5) Unterrichtung
Über die börsliche oder außerbörsliche Ausführung, den Ausführungsplatz und die
Handelsart wird die Bank den Kunden unverzüglich unterrichten. Wurde der Auftrag des
Kunden im elektronischen Handel an der Börse gegen die Bank oder den Zwischen-
kommissionär unmittelbar ausgeführt, bedarf es keiner gesonderten Benachrichtigung.

3. Festsetzung von Preisgrenzen.
Der Kunde kann der Bank bei der Erteilung von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von
Wertpapieren Preisgrenzen für das Ausführungsgeschäft vorgeben (preislich limitierte 
Aufträge).

4. Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kundenaufträgen.
(1) Preislich unlimitierte Aufträge
Ein preislich unlimitierter Auftrag zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren gilt nur für
einen Börsentag; ist der Auftrag für eine gleichtägige Ausführung nicht so rechtzeitig einge-
gangen, dass seine Berücksichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs
möglich ist, so wird er für den nächsten Börsentag vorgemerkt. Wird der Auftrag nicht aus-
geführt, so wird die Bank den Kunden hiervon unverzüglich benachrichtigen.

(2) Preislich limitierte Aufträge
Ein preislich limitierter Auftrag zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren ist bis zum letzten
Börsentag des laufenden Monats gültig (Monats-Ultimo). Ein am letzten Börsentag eines
Monats eingehender Auftrag wird, sofern er nicht am selben Tag ausgeführt wird, für den
nächsten Monat vorgemerkt. Die Bank wird den Kunden über die Gültigkeitsdauer seines
Auftrags unverzüglich unterrichten.

5. Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten.
Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten sind für die Dauer
des Bezugsrechtshandels gültig. Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von
Bezugsrechten erlöschen mit Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die
Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf ausländischer Bezugsrechte
bestimmt sich nach den maßgeblichen ausländischen Usancen.

Für die Behandlung von Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugsrechtshandels zu
Depotbestand des Kunden gehören, gilt Nr. 15 Abs. 1.

6. Erlöschen laufender Aufträge.
(1) Dividendenzahlung, sonstige Ausschüttungen, Einräumung von Bezugsrechten,
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien an inländischen Börsen
erlöschen bei Dividendenzahlung, sonstigen Ausschüttungen, der Einräumung von Bezugs-
rechten oder einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf des Börsentages,
an dem die Aktien letztmalig einschließlich der vorgenannten Rechte gehandelt werden. Bei
Veränderung der Einzahlungsquote teileingezahlter Aktien oder des Nennwertes von Aktien
und im Falle des Aktiensplittings erlöschen preislich limitierte Aufträge mit Ablauf des
Börsentages vor dem Tag, an dem die Aktien mit erhöhter Einzahlungsquote bzw. mit dem
veränderten Nennwert bzw. gesplittet notiert werden.

(2) Kursaussetzung
Wenn an einer inländischen Börse die Preisfeststellung wegen besonderer Umstände im
Bereich des Emittenten auf Veranlassung der Börsengeschäftsführung unterbleibt (Kursaus-
setzung), erlöschen sämtliche an dieser Börse auszuführenden Kundenaufträge für die
betreffenden Wertpapiere.

(3) Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen Börsen
Bei der Ausführung von Kundenaufträgen an ausländischen Börsen gelten insoweit die
Usancen der ausländischen Börse.

(4) Benachrichtigung
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Bank den Kunden unverzüglich 
benachrichtigen.

7. Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens/Depotbestandes. 
Die Bank ist zur Ausführung von Aufträgen zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren oder
zur Ausübung von Bezugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden,
ein für Wertpapiergeschäfte nutzbarer Kredit oder der Depotbestand des Kunden zur
Ausführung ausreichen. Führt die Bank den Auftrag ganz oder teilweise nicht aus, so wird
sie den Kunden unverzüglich unterrichten.

8. Haftung der Bank bei Kommissionsgeschäften.
Die Bank haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausführungsgeschäfts durch ihren
Vertragspartner oder den Vertragspartner des Zwischenkommissionärs. Bis zum Abschluss
eines Ausführungsgeschäfts haftet die Bank bei der Beauftragung eines Zwischenkommis-
sionärs nur für dessen sorgfältige Auswahl und Unterweisung.

Kauf und Verkaufgeschäfte mit der Bank.
9. Festpreisgeschäfte.

Vereinbaren Bank und Kunde für das einzelne Geschäft einen festen Preis (Festpreisge-
schäft), so kommt ein Kaufvertrag zu Stande; dementsprechend übernimmt die Bank vom
Kunden die Wertpapiere als Käuferin oder sie liefert die Wertpapiere an ihn als Verkäuferin.
Die Bank berechnet dem Kunden den vereinbarten Preis, bei verzinslichen Schuldver-
schreibungen zuzüglich aufgelaufener Zinsen (Stückzinsen).

Erfüllung der Wertpapiergeschäfte.
10. Erfüllung im Inland als Regelfall.

Die Bank erfüllt Wertpapiergeschäfte im Inland, soweit nicht die nachfolgenden Be-
dingungen oder eine anderweitige Vereinbarung die Anschaffung im Ausland vorsehen.
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11. Anschaffung im Inland.
Bei der Erfüllung im Inland verschafft die Bank dem Kunden, sofern die Wertpapiere zur
Girosammelverwahrung bei der deutschen Wertpapiersammelbank (Clearstream Banking
AG) zugelassen sind, Miteigentum an diesem Sammelbestand – Girosammel-Depotgut-
schrift – (GS-Gutschrift). Soweit Wertpapiere nicht zur Girosammelverwahrung zugelassen
sind, wird dem Kunden Alleineigentum an Wertpapieren verschafft. Diese Wertpapiere ver-
wahrt die Bank für den Kunden gesondert von ihren eigenen Beständen und von denen
Dritter (Streifbandverwahrung).

12. Anschaffung im Ausland.
(1) Anschaffungsvereinbarung
Die Bank schafft Wertpapiere im Ausland an, wenn sie als Kommissionärin Kaufaufträge in
in- oder ausländischen Wertpapieren im Ausland ausführt oder sie dem Kunden im Wege
eines Festpreisgeschäftes ausländische Wertpapiere verkauft, die im Inland weder börslich
noch außerbörslich gehandelt werden oder sie als Kommissionärin Kaufaufträge in aus-
ländischen Wertpapieren ausführt oder dem Kunden ausländische Wertpapiere im Wege
eines Festpreisgeschäftes verkauft, die zwar im Inland börslich oder außerbörslich 
gehandelt, üblicherweise aber im Ausland angeschafft werden.

(2) Einschaltung von Zwischenverwahrern
Die Bank wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Ausland verwahren lassen.
Hiermit wird sie einen anderen in- oder ausländischen Verwahrer (z. B. die Clearstream
Banking AG) beauftragen oder eine eigene ausländische Geschäftsstelle damit betrauen.
Die Verwahrung der Wertpapiere unterliegt den Rechtsvorschriften und Usancen des Ver-
wahrungsorts und den für den oder die ausländischen Verwahrer geltenden Allgemeinen
Geschäftsbedingungen.

(3) Gutschrift in Wertpapierrechnung
Die Bank wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung der Interessen des
Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den Wertpapieren oder eine andere im 
Lagerland übliche, gleichwertige Rechtsstellung verschaffen und diese Rechtsstellung
treuhänderisch für den Kunden halten. Hierüber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in Wert-
papierrechnung (WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen Staates, in dem sich die
Wertpapiere befinden (Lagerland).

(4) Deckungsbestand
Die Bank braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus der ihm erteilten WR-
Gutschrift nur aus dem von ihr im Ausland unterhaltenen Deckungsbestand zu erfüllen.
Der Deckungsbestand besteht aus den im Lagerland für die Kunden und für die Bank ver-
wahrten Wertpapieren derselben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt wor-
den ist, trägt daher anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und Schäden, die
den Deckungsbestand als Folge von höherer Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignissen
oder durch sonstige von der Bank nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder im
Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand des In- oder Auslands treffen sollten.

(5) Behandlung der Gegenleistung
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am Deckungsbestand zu tragen, so ist
die Bank nicht verpflichtet, dem Kunden den Kaufpreis zurückzuerstatten.

Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung.
13. Depotauszug.

Die Bank erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug.

14. Einlösung von Wertpapieren/Bogenerneuerung.
(1) Inlandsverwahrte Wertpapiere
Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Bank für die Einlösung von Zins-,
Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von rückzahlbaren Wertpapieren bei deren Fällig-
keit. Der Gegenwert von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von fälligen Wert-
papieren jeder Art wird unter dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Bank den Betrag
erhält, und zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Die Bank
besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinbogen (Bogenerneuerung).

(2) Auslandsverwahrte Wertpapiere
Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapieren dem ausländischen
Verwahrer.

(3) Auslosung und Kündigung von Schuldverschreibungen
Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen überwacht die Bank den Zeitpunkt der
Rückzahlung infolge Auslosung und Kündigung anhand der Veröffentlichungen in den
„Wertpapier-Mitteilungen“. Bei einer Auslosung von im Ausland verwahrten rückzahlbaren
Schuldverschreibungen, die anhand deren Urkundennummern erfolgt (Nummernaus-
losung), wird die Bank nach ihrer Wahl den Kunden für die ihm in Wertpapierrechnung
gutgeschriebenen Wertpapiere entweder Urkundennummern für die Auslosungszwecke
zuordnen oder in einer internen Auslosung die Aufteilung des auf den Deckungsbestand
entfallenden Betrages auf die Kunden vornehmen. Diese interne Auslosung wird unter Auf-
sicht einer neutralen Prüfungsstelle vorgenommen; sie kann statt dessen unter Einsatz
einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage durchgeführt werden, sofern eine neutrale
Auslosung gewährleistet ist.

(4) Einlösung in fremder Währung
Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheine sowie fällige Wertpapiere in ausländischer
Währung oder Rechnungseinheiten eingelöst, wird die Bank den Einlösungsbetrag auf dem
Konto des Kunden in dieser Währung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto in dieser
Währung unterhält. Andernfalls wird sie dem Kunden hierüber eine Gutschrift in Euro
erteilen, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

15. Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/Wandelschuld-
verschreibungen.
(1) Bezugsrechte
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Bank den Kunden benachrichtigen,
wenn  hierüber eine Bekanntmachung in den „Wertpapier-Mitteilungen“ erschienen ist.
Soweit die Bank bis zum Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels keine
andere Weisung des Kunden erhalten hat, wird sie sämtliche zum Depotbestand des Kun-
den gehörenden inländischen Bezugsrechte bestens verkaufen; ausländische Bezugsrechte
darf die Bank gemäß den im Ausland geltenden Usancen bestens verwerten lassen.

(2) Options- und Wandlungsrechte
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungsrechten aus Wandel-
schuldverschreibungen wird die Bank den Kunden mit der Bitte um Weisung benach-
richtigen, wenn auf den Verfalltag in den „Wertpapier-Mitteilungen“ hingewiesen worden
ist.

16. Weitergabe von Nachrichten.
Werden in den „Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veröffentlicht, die die Wertpapiere
des Kunden betreffen, oder werden der Bank solche Informationen vom Emittenten oder
von ihrem ausländischen Verwahrer/Zwischenverwahrer übermittelt, so wird die Bank dem
Kunden diese Informationen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition
des Kunden erheblich auswirken können und die Benachrichtigung des Kunden zur
Wahrung seiner Interessen erforderlich Ist. So wird sie insbesondere Informationen über 
- gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote, 
- freiwillige Kauf- und Umtauschangebote,
- Sanierungsverfahren
zur Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung des Kunden kann unterbleiben, wenn die 
Information bei der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom Kunden zu er-
greifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten sind, weil die anfallenden Kosten
in einem  Missverhältnis zu den möglichen Ansprüchen des Kunden stehen.

17. Prüfungspflicht der Bank.
Die Bank prüft anhand der Bekanntmachungen in den „Wertpapier-Mitteilungen“ einmalig
bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, ob diese von Verlustmeldungen (Opposi-
tion), Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind. Die Überprüfung auf Aufgebotsver-
fahren zur Kraftloserklärung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung.

18. Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von Urkunden.
(1) Urkundenumtausch
Die Bank darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer in den „Wertpapier-Mit-
teilungen“ bekannt gemachten Aufforderung zur Einreichung von Wertpapierurkunden
Folge leisten, wenn diese Einreichung offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit
auch keine Anlageentscheidung verbunden ist (wie z. B. nach der Fusion der Emittentin mit
einer anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpapierurkunden). Der
Kunde wird hierüber unterrichtet.

(2) Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der Wertpapiereigenschaft
Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden ihre Wertpapiereigenschaft
durch Erlöschen der darin verbrieften Rechte, so können sie zum Zwecke der Vernichtung
aus dem Depot des Kunden ausgebucht werden. Im Inland verwahrte Urkunden werden
soweit möglich dem Kunden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Der Kunde wird über
die Ausbuchung, die Möglichkeit der Auslieferung und die mögliche Vernichtung unter-
richtet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Bank die Urkunden nach Ablauf einer Frist von
zwei Monaten nach Absendung der Mitteilung an den Kunden vernichten.

19. Haftung.
(1) Inlandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Bank für jedes Verschulden
ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht.
Soweit dem Kunden eine GS-Gutschrift erteilt wird, haftet die Bank auch für die Erfüllung
der Pflichten der Clearstream Banking AG.

(2) Auslandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschränkt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des von ihr beauftragten ausländischen Ver-
wahrers oder Zwischenverwahrers. Bei einer Zwischenverwahrung durch die Clearstream
Banking AG oder einen anderen inländischen Zwischenverwahrer sowie einer Verwahrung
durch eine eigene ausländische Geschäftsstelle, haftet die Bank für deren Verschulden.

20. Sonstiges.
(1) Auskunftsersuchen ausländischer Aktiengesellschaften
Ausländische Aktien, die ein Kunde von der Bank im Inland oder im Ausland verwahren
lässt, unterliegen der Rechtsordnung des Staates, in dem die Aktiengesellschaft ihren Sitz
hat. Die Rechte und Pflichten der Aktionäre bestimmen sich daher nach dieser Rechtsord-
nung. Danach ist die Aktiengesellschaft häufig berechtigt oder sogar verpflichtet, über ihre
Aktionäre Informationen einzuholen. Soweit die Bank hiernach im Einzelfall zur Auskunfts-
erteilung unter Offenlegung des Namens des Kunden verpflichtet ist, wird sie ihn benach-
richtigen. Entsprechendes kann auch für andere Wertpapiere, insbesondere für Wandel-
und Optionsanleihen, gelten.

(2) EinIieferung/Überträge
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Bank in- oder ausländische
Wertpapiere zur Verwahrung effektiv einliefert oder Depotguthaben von einem anderen
Verwahrer übertragen lässt. Verlangt der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm eine
WR-Gutschrift nach Maßgabe dieser Sonderbedingungen erteilt.

Stand: Januar 2003

66



1. Leistungsangebot 
Der Konto-/Depotinhaber kann Bankgeschäfte mittels Online-Banking in dem von der
Bank angebotenen Umfang abwickeln. Sofern die Bank für Verfügungen mittels Online-
Banking eine Betragsbegrenzung im System vorsieht oder ändert, informiert sie ihn
hierüber. Die Bank behält sich das Recht vor, den Umfang der über das Online-Banking
abwickelbaren Bankgeschäfte jederzeit zu erweitern, einzuschränken, von zusätzlichen
Voraussetzungen abhängig zu machen oder das Online-Banking ohne nähere Angabe
von Gründen ganz einzustellen. Gleichzeitig hat die Bank das Recht, die Art und Weise
der Auftragserteilung unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden 
jederzeit zu verändern oder von weiteren Auflagen abhängig zu machen. Die Bank wird
den Kunden über derartige Änderungen unterrichten.

2. Nutzungsberechtigte und Zugangsmedien 
Zur Abwicklung von Bankgeschäften mittels Online-Banking unter Verwendung von PIN
und iTAN erhalten der Konto-/Depotinhaber und etwaige Bevollmächtigte von der
Bank jeweils eine persönliche Identifikationsnummer (PIN) sowie gegebenenfalls
Transaktionsnummern (iTANs). Konto-/Depotinhaber und Bevollmächtigte werden im
Folgenden als Nutzer bezeichnet. Die Bereitstellung der technischen Zugangswege
(insbesondere der Internet-Zugang des Kunden) gehört nicht zu den Leistungen der
Bank, auch wenn über diese Zugangswege Leistungen der Bank genutzt werden 
können. Diese technischen Zugangswege werden aufgrund gesonderter Verträge 
bereit gestellt, die der Kunde mit dem jeweiligen Anbieter abschließt. Die Bank ist für
Störungen dieser technischen Zugangswege nicht verantwortlich; sie übernimmt 
hierfür keine Gewährleistung oder Haftung.

3. Verfahren 
(1) Der Nutzer hat mittels Online-Banking Zugang zum Konto/Depot, wenn er zuvor 

seine Nutzerkennung sowie seine PIN eingegeben hat. 
(2) In den von der Bank im Einzelnen angegebenen Fällen hat der Nutzer jeweils 

zusätzlich eine iTAN einzugeben. 
(3) Der Nutzer ist verpflichtet, die technische Verbindung zum Online-Banking-

Angebot der Bank nur über die von der Bank gesondert mitgeteilten Online-
Banking-Zugangskanäle herzustellen. 

4. Nachrichtenfreigabe/Verwendung der iTAN 
Erklärungen sind abgegeben, wenn sie abschließend zur Übermittlung an die Bank 
freigegeben sind. Bei Vorgängen, die zusätzlich der Eingabe einer iTAN bedürfen 
(z. B. Überweisungsauftrag), ist die Freigabe der iTAN maßgebend. Eine iTAN kann
nicht mehr verwendet werden, sobald sie zur Übermittlung an die Bank freigegeben
worden ist. 

5. Bearbeitung von Aufträgen im Online-Banking 
Mittels Online-Banking erteilte Aufträge werden im Rahmen des ordnungsgemäßen 
Arbeitsablaufes unter Berücksichtigung der am Sitz der Bank geltenden Feiertage bear-
beitet. Sofern eine manuelle Nachbearbeitung der Aufträge erforderlich ist, übernimmt
die Bank keine Garantie für den Zeitpunkt der Ausführung. Der Kunde hat die ihm
während des Online-Kontaktes angezeigte Benutzerführung zu beachten und alle von
ihm eingegebenen Daten auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen. Aufträge 
jeder Art müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig formulierte
Aufträge und insbesondere nicht oder nicht richtig ausgefüllte Felder können Rückfra-
gen und Missverständnisse zur Folge haben, die zu Verzögerungen der Ausführung
führen können; für etwaige Schäden übernimmt die Bank keine Haftung. Die Bank
überprüft nicht die formale und inhaltliche Richtigkeit der erteilten Aufträge. Die Bank
ist zudem berechtigt, fehlerhafte Daten von der weiteren Bearbeitung auszuschließen,
wenn die ordnungsgemäße Ausführung des Auftrages nicht sichergestellt werden kann.
Die Bank weist ausdrücklich darauf hin, dass im Online-Banking erteilte Aufträge nicht
“realtime” bearbeitet werden. Die online übermittelten und der Bank zugegangenen
Aufträge werden somit ab dem Zeitpunkt des Zugangs grundsätzlich genauso schnell
wie zeitgleich konventionell beleghaft (z. B. per Telefax) zugegangene Aufträge im 
Rahmen des ordnungsgemäßen banküblichen Arbeitsablaufs disponiert, gebucht und
weitergeleitet.

6. Finanzielle Nutzungsgrenze 
Der Nutzer darf Verfügungen nur im Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher
für das Konto eingeräumten Kredites vornehmen. Auch wenn der Nutzer diese Nut-
zungsgrenze bei seinen Verfügungen nicht einhält, ist die Bank berechtigt, den Ersatz
der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung des Online-Bankings entstehen.
Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto führt lediglich zu einer geduldeten
Kontoüberziehung; die Bank ist berechtigt, in diesem Fall den höheren Zinssatz gemäß
Preisverzeichnis für geduldete Kontoüberziehungen zu verlangen. 

7. Geheimhaltung der PIN und der iTAN, 
Sorgfaltspflichten des Online-Banking-Nutzers
(1) Der Nutzer hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis von der 

PIN und der iTAN erlangt. Jede Person, die die PIN und - falls erforderlich - die
iTAN kennt, hat die Möglichkeit, das Online-Banking-Leistungsangebot zu nutzen.
Sie kann z. B. Aufträge zu Lasten des Kontos/Depots erteilen. Insbesondere Folgen-
des ist zur Geheimhaltung der PIN und iTAN zu beachten: 
- PIN und iTAN dürfen nicht elektronisch gespeichert oder in anderer Form notiert 

werden; 
- die dem Nutzer zur Verfügung gestellte iTAN-Liste ist sicher zu verwahren; 
- bei Eingabe der PIN und iTAN ist sicherzustellen, dass Dritte diese nicht aus-

spähen können;
- auch Mitarbeitern der Bank dürfen PIN und iTAN nicht mitgeteilt werden. Die 

Mitarbeiter der Bank sind nicht befugt, PIN und/oder iTANs beim Kunden zu 
erfragen.

- Anfragen außerhalb der bankseitig zur Verfügung gestellten originären Zugangs-
wege, in denen nach vertraulichen Daten wie Geheimzahl und/oder iTANs ge-
fragt wird, dürfen nicht beantwortet werden.

- Der Aufforderung per elektronischer Nachricht (z. B. E-Mail), eine damit über-
sandte Verknüpfung zum (vermeintlichen) Online-Banking der Bank auszu-
wählen und darüber persönliche Zugangsdaten einzugeben, darf nicht gefolgt 
werden.

- Der Kunde hat sich regelmäßig über aktuelle Sicherheitshinweise zum Online-
Banking auf der Website der Bank zu informieren und diese zu beachten.

- Bei der Anwendung des Online-Bankings ist zu beachten, dass nur der von der 
Bank angegebene Zugangsweg genutzt wird.

- Der Kunde hat in dem ihm zumutbaren Rahmen dafür zu sorgen, dass sich keine 
Computerviren, “Trojaner” oder vergleichbare schädliche Programme, Codes
oder Anwendungen auf seinem Rechner befinden und handelsübliche Sicher-
heitsvorkehrungen (wie Antivirenprogramm und Firewall) installiert sind und 
regelmäßig aktualisiert werden.

- Treten im Online-Banking Störungen auf, ist der Nutzer verpflichtet, diese Störun-
gen telefonisch oder per E-Mail der Bank unverzüglich mitzuteilen.

(2) Stellt der Nutzer fest, dass eine andere Person von seiner PIN oder von seinen 
iTANs oder von beiden Kenntnis erhalten hat oder besteht der Verdacht ihrer 
missbräuchlichen Nutzung oder sind sie verloren gegangen, so ist der Nutzer ver-
pflichtet, unverzüglich seine PIN zu ändern und die noch nicht verbrauchten iTANs
zu sperren. 
Sofern ihm dies nicht möglich ist, hat er die Bank unverzüglich zu unterrichten. In
diesem Fall wird die Bank den Online-Banking-Zugang zum Konto/Depot sperren.
Lässt die Bank eine Sperrnachricht schuldhaft unbeachtet, von der sie an einem
Bankarbeitstag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 20:00 Uhr Kenntnis erhält, haftet sie
für alle Schäden, die aus der Nichtbeachtung der Sperrfrist entstehen. 

8. Änderung der PIN 
Der Nutzer ist berechtigt, seine PIN unter Verwendung einer iTAN jederzeit zu ändern.
Bei Änderung der PIN wird seine bisherige PIN ungültig. 

9. Sperre des Online-Banking-Zugangs
(1) Wird dreimal hintereinander eine falsche PIN eingegeben, so sperrt die Bank den 

Online-Banking-Zugang zum Konto/Depot. Der Nutzer kann diese Sperre auf-
heben, in dem er bei der Bank zu den üblichen Geschäftszeiten anruft.

(2) Die Zeit für die Eingabe der iTAN ist aus Sicherheitsgründen begrenzt. Wird 
während der Eingabezeit nicht die korrekte iTAN eingegeben, wird die angeforderte
iTAN entwertet und als Fehlversuch gewertet. Bei drei Fehlversuchen wird die 
gesamte iTAN-Liste gesperrt.

(3) Werden dreimal hintereinander falsche iTANs eingegeben, so wird aus Sicherheits-
gründen der iTAN-Block für den Online-Zugang gesperrt. In diesem Falle sollte sich 
der Nutzer mit der Bank in Verbindung setzen. 

(4) Die Bank wird den Online-Banking-Zugang zum Konto/Depot sperren, wenn der 
Verdacht einer missbräuchlichen Nutzung des Kontos/Depots über den Online-
Banking-Zugang besteht. Sie wird den Kontoinhaber hierüber außerhalb des 
Online-Bankings informieren. Diese Sperre kann mittels Online-Banking nicht 
aufgehoben werden. 

(5) Die Bank wird den Online-Banking-Zugang zum Konto/Depot auf Wunsch des 
Kontoinhabers sperren. Auch diese Sperre kann nicht mittels Online-Banking 
aufgehoben werden. 

10. Rückruf oder Änderung von Aufträgen 
Der Rückruf oder die Änderung von Aufträgen kann nur außerhalb des Online-Banking-
Verfahrens erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine solche Möglichkeit innerhalb des
Verfahrens ausdrücklich vor. Die Bank kann einen Rückruf oder eine Änderung aller-
dings nur beachten, wenn ihr diese Nachricht so rechtzeitig zugeht, dass ihre Berück-
sichtigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes möglich ist. 

11. Haftung
(1) Die Bank haftet für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Vertrag, soweit 

der Kunde die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten erfüllt hat. Hat
der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten, insbesondere durch Verletzung seiner
Sorgfaltspflichten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach
den Grundsätzen des Mitverschuldens (§ 254 BGB), in welchem Umfang die Bank
und der Kunde den Schaden zu tragen haben. Der Kunde verletzt seine Pflichten
insbesondere dann, wenn er gegen die in Ziff. 7 dieser Bedingungen geregelten
Sorgfaltspflichten verstößt. 
Erteilt die Bank auf Wunsch des Kunden per Fax Auskunft über sein Konto/Depot
auf eine von dem Kunden angegebene Faxnummer oder E-Mail-Adresse, so haftet
die Bank nicht, falls ein Dritter Kenntnis von diesen Auskünften erhält.

(2) Die Bank haftet nicht für Verluste, die dem Kunden dadurch entstehen, dass er im 
Falle des Eintritts technischer Störungen des Online-Bankings nicht in zumutbarem
Umfang von der Möglichkeit der Wertpapierauftragserteilung per TBS Gebrauch
gemacht hat.
Auf Ziff. 2, letzter Satz und Ziff. 5, Satz 5 wird verwiesen.

12. Anwendbares Recht 
Auf die Geschäftsbeziehung zwischen dem Nutzer und der Bank findet deutsches
Recht Anwendung, es sei denn, dieses verweist auf eine ausländische Rechtsordnung.

Stand: August 2006
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1. Leistungsangebot
Der TBS-Nutzer (nachfolgend auch TBS-Teilnehmer) kann Bankgeschäfte mittels TBS in
dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln. Dem TBS-Teilnehmer steht derzeit
folgendes Leistungsangebot zur Verfügung:
- Wertpapieraufträge zu erteilen
- Auskunft über den aktuellen Kontostand zu erhalten
- Überweisungen zu Lasten Ihres Kontos veranlassen; aus Sicherheitsgründen kann 

maximal über 10.000,00 EUR  pro Tag verfügt werden
- Daueraufträge (Eröffnung, Änderung und Löschung) zu Lasten Ihres Kontos 

veranlassen
- Überträge zwischen Ihren Giro-, Kredit- oder Anlagekonten vornehmen
- Sorten und Reiseschecks bestellen
- Sperren/Entsperren des Online-Bankings; Bestellung einer neuen PIN für das 

Online-Banking 

Die Bank behält sich das Recht vor, den Umfang der über den TBS abwickelbaren
Bankgeschäfte jederzeit zu erweitern, einzuschränken, von zusätzlichen Voraussetzun-
gen abhängig zu machen oder den TBS ohne nähere Angabe von Gründen ganz einzu-
stellen. Gleichzeitig hat die Bank das Recht, die Art und Weise der Auftragserteilung un-
ter der Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden jederzeit zu verändern
oder von weiteren Auflagen abhängig zu machen. Die Bank wird den Kunden über der-
artige Änderungen unterrichten.

2. Telefon-Bank-PIN
Grundlegende Voraussetzung für den TBS ist die Vereinbarung einer Telefon-Bank-PIN
zwischen TBS-Teilnehmer und der Bank. Diese berechtigt zur Nutzung des TBS und
dient der Legitimation im telefonischen Kontakt. Die Telefon-Bank-PIN kann vom TBS-
Teilnehmer jederzeit schriftlich geändert werden. Bei der Änderung seiner Telefon-
Bank-PIN sollte der Kunde eine neue, selbst erdachte Telefon-Bank-PIN benutzen, nicht
jedoch eine leicht zu erratende Ziffernfolge aus dem persönlichen Umfeld (z. B. Ge-
burtsdatum). Die bisherige Telefon-Bank-PIN kann dann nicht mehr verwendet wer-
den. Die Telefon-Bank-PIN ist auf Anforderung dem jeweiligen Mitarbeiter der Bank
vom TBS-Teilnehmer zu nennen. 

3. Abwicklung, finanzielle Nutzungsgrenze
Die über den TBS erteilten Aufträge werden von der Bank in banküblicher Form abge-
wickelt. Verfügungen dürfen nur im Rahmen des Kontoguthabens (max. 10.000,- EUR
pro Tag) bzw. des vorher für das Konto vereinbarten Kreditrahmens erfolgen. Auch
wenn der Nutzer diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfügungen nicht einhält, ist die
Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung des
Telefon-Bank-Services entstehen. Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto
führt lediglich zu einer geduldeten Kontoüberziehung; die Bank ist berechtigt, in die-
sem Fall den höheren Zinssatz für geduldete Kontoüberziehungen zu verlangen. Die
Bank ist berechtigt, darüber hinausgehende TBS-Verfügungen entsprechend zu begren-
zen. Termingebundene TBS-Aufträge bedürfen der vorherigen Zustimmung der Bank.
Steht der TBS vorübergehend nicht zur Verfügung, können von den TBS-Teilnehmern
daraus keine Ansprüche hergeleitet werden. Die in Kontoauszügen sowie im sonstigen
Schrift- und Telefonverkehr bestätigten Daten sind vom Empfänger auf Richtigkeit zu
prüfen und gegebenenfalls unverzüglich schriftlich zu beanstanden.

4. Beendigung der TBS-Teilnahme
Die Bank kann die Berechtigung zur Teilnahme am TBS jederzeit widerrufen. Auch der
TBS kann jederzeit eingestellt werden, ohne dass dem TBS-Teilnehmer daraus An-
sprüche zustehen. Der TBS-Teilnehmer kann die Teilnahme am TBS schriftlich wider-
rufen. Für Bevollmächtigte endet die TBS-Verfügungsberechtigung mit Widerruf der
Vollmacht. Der Widerruf der Vollmacht ist der Bank unverzüglich anzuzeigen.

5. Die Sorgfaltspflichten des Telefon-Banking-Teilnehmers
Bitte beachten Sie stets, dass Sie Ihre 5-stellige PIN keinem Dritten nennen oder 
zugänglich machen dürfen. Informieren Sie uns sofort, wenn Sie vermuten, dass die
PIN von einer unberechtigten Person benutzt wird.

Der TBS-Teilnehmer hat die Telefon-Bank-PIN geheimzuhalten und dafür Sorge zu 
tragen, dass keine andere Person Kenntnis von der Telefon-Bank-PIN erlangt oder 
erlangen kann, denn jede Person, die Kenntnis über den TBS-Teilnahmeberechtigten
und dessen Telefon-Bank-PIN hat, kann zu Lasten des genannten Kontos/Depots 
Verfügungen treffen und hat die Möglichkeit, auch das gesamte TBS-Leistungsangebot
zu nutzen. Die Telefon-Bank-PIN darf nur im Zusammenhang mit der vorliegenen 
Geschäftsverbindung und nur im Rahmen dieses Telefon-Bankings genannt werden.
Soweit dem Nutzer bekannt ist oder die  Vermutung/ bloßer Verdacht besteht, dass
Nichtberechtigte Kenntnis über die Telefon-Bank-PIN erlangt haben (können), so ist 
die Bank unverzüglich zu informieren. In Abstimmung mit dem TBS-Teilnehmer erfolgt
eine Sperrung und/oder Änderung der Telefon-Bank-PIN.

6. Bearbeitung von Aufträgen im Telefon-Banking
Mittels Telefon-Banking erteilte Aufträge werden im Rahmen des ordnungsgemäßen
banküblichen Arbeitsablaufes bearbeitet. Der TBS-Teilnehmer hat alle Aufträge ord-
nungsgemäß, vollständig und unmissverständlich zu erteilen. Jeder telefonisch erteilte
Auftrag wird dem TBS-Teilnehmer gegenüber vollständig wiederholt. Die Ausführung
des erteilten Auftrags erfolgt erst nach nochmaliger Bestätigung durch den TBS-Teil-
nehmer.

7. Haftung
Die Bank haftet für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Vertrag, soweit 
der Kunde die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten erfüllt hat. Hat der
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten, insbesondere durch Verletzung seiner Sorg-
faltspflichten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den
Grundsätzen des Mitverschuldens (§ 254 BGB), in welchem Umfang die Bank und der
Kunde den Schaden zu tragen haben. Der Kunde verletzt seine Pflichten insbesondere
dann, wenn er gegen die in Ziff. 5 dieser Bedingungen geregelten Sorgfaltspflichten
verstößt. 

8. Beendigungsgründe bei Bevollmächtigten
Unabhängig von den Beendigungsregelungen in Ziff. 18 und 19 der AGB endet für 
Teilnehmer, die als Bevollmächtigte am TBS teilnehmen, die Verfügungsberechtigung
für die Konten/Depots, für die sie bevollmächtigt sind, mit Widerruf der Vollmacht.

Stand: August 2006
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung
Dienstleistungsunternehmen wie Banken und Versicherer können heute ihre
Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) er-
füllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaft-
lich abwickeln. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer
Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist
die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine ande-
re Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn Sie, der Kunde, eingewilligt haben. 

Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn sie im Rah-
men der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen
Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit sie zur Wahrung berechtigter In-
teressen der datenverarbeitenden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der
Annahme besteht, dass Sie ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse am
Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung haben. Unabhängig von dieser im
Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine 
sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist im Depot- bzw. Konto-
eröffnungsantrag der Augsburger Aktienbank AG eine Einwilligungsklausel auf-
genommen worden. Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Bei-
spiele für die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei der Augsburger Aktienbank AG (AAB)
Wir speichern Daten, die für die Depot- bzw. Kontoführung notwendig sind.
Das sind Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten) und technische Daten wie
Kontonummer, Kunden-nummer, Höhe des Anteilbestandes, Bestandsbe-
wegungen und Gestaltung des Kontos oder Depots (Vertragsdaten) sowie
die Provisionsabrechnung mit Vermittlern.

2. Datenverarbeitung bei sonstigen Stellen
Zum Schutz der Kunden verlangt der Gesetzgeber, dass einzelne Bankspar-
ten (z. B. Bausparen, Investmentsparen) und Versicherungsbranchen (z. B.
Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) durch rechtlich selbstständige Gesell-
schaften betrieben werden. 

Zur Kostenersparnis können die Gesellschaften dabei auf einzelne Daten-
bereiche gemeinsam zugreifen. Dann kann z. B. Ihre Adresse von einer 
Stelle aus gepflegt werden, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen 
Gesellschaften der Gruppe abschließen. So können vor allem Ihre Adresse
und die Tatsache, dass Sie unser Kunde sind, bei allen Gesellschaften der
Vermittlungsgesellschaft abfragbar sein. Auf diese Weise kann man 
eingehende Post immer richtig zuordnen und Ihnen bei telefonischen 
Anfragen sofort den zuständigen Vermittler nennen. Die Abfrage Ihrer
Kontonummer, Ihrer Kundennummer, Ihres Geburtsdatums und Ihrer
Bankverbindung erleichtert z. B. in Zweifelsfällen die korrekte Verbuchung
von Geldeingängen und erspart Rückfragen. 

Um eine kundenfreundliche Betreuung für alle Produkte und Dienstleistun-
gen der Vermittlungsgesellschaft zu erleichtern,  kann es erforderlich  sein,
Ihre Konto-, Depot- oder Freistellungsdaten abzurufen. 

In allen Fällen ist die Datenweitergabe nur im Einklang mit den Vorschriften
des BDSG und dem Bankgeheimnis möglich. Deshalb benötigen wir Ihre
persönliche Zustimmung. Das Vertrauen, das Sie uns damit gleichzeitig 
entgegenbringen, wissen wir zu schätzen. Wir werden deshalb mit der 
Weitergabe Ihrer Daten sehr sorgfältig umgehen und Ihr Einverständnis
nicht zu Ihrem Nachteil nutzen.

Als speichernde Stellen kommen zurzeit in Betracht
- Augsburger Aktienbank AG
- Vermittlerorganisation
- Service-Provider der Augsburger Aktienbank AG

Der Service-Provider stellt den Beratern und Vermittlern Dienstleistungen
und Softwarelösungen im Bereich Internet und e-commerce zur Verfügung.
Die Augsburger Aktienbank AG stellt dem Service-Provider wiederum 
Konto-/Depot- und Kundendaten bereit, um den angebundenen Beratern
und Vermittlern die Möglichkeit zur Einsichtnahme zu geben. Damit soll 
eine auf Kundenbedürfnisse zugeschnittene Beratung und Betreuung 
gewährleistet werden.

Alle Mitarbeiter sind ausdrücklich auf das Datengeheimnis nach dem BDSG
verpflichtet worden. Außerdem besteht folgende Verschwiegenheitspflicht:
Bankgeheimnis (für die Mitarbeiter der Bank).

3. Betreuung durch Mitarbeiter der Vermittlungsorganisation
Sofern Sie im Rahmen unseres Dienstleistungsangebots von einem 
Vermittler (z. B.  einem selbstständigen Handelsvertreter) betreut werden,
erhält dieser von uns, um seine Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu 
können, die für Ihre Betreuung notwendigen Angaben über Ihre Geld- und 
Kapitalanlage. Ihr Vermittler verarbeitet und nutzt selbst personenbezogene
Daten im Rahmen Ihrer Betreuung. Auch er ist gesetzlich und vertraglich
verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und damit seine besonderen
Verschwiegenheitspflichten (Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu 
beachten. 

4. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben nach dem BDSG ein Recht auf Auskunft über Ihre in Dateien 
gespeicherten Daten und deren Verwendung sowie unter bestimmten 
Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung 
dieser Daten. 

Stand: Oktober 2004



Augsburger Aktienbank 

Die Bank, die neue Wege geht

Entdecken Sie die Augsburger Aktienbank als Ihren starken Partner für Geldanlage und Kredit.

Eine Bank stellt sich vor

Die Augsburger Aktienbank ist seit mehr als 40 Jahren eine feste Größe am deutschen Finanzmarkt.

Heute gilt die Bank bundesweit als einer der bedeutendsten Abwicklungspartner für Vermögensverwalter und 

Finanzdienstleister.

Traditionell betreut die Augsburger Aktienbank bereits seit ihrer Gründung Privatkunden. Das Geschäft 

auf Distanz und die langjährige Erfahrung in der Zusammenarbeit mit unterschiedlichen Vertriebs-

partnern sind die Stärken der Bank. Vom jahrelangen Know-how und unseren Partnerschaften kann 

jeder profitieren.

Das Angebot der Augsburger Aktienbank reicht von traditionellen Bankprodukten bis zum gesamten 

Wertpapier-Universum. Mit einem verwalteten Vermögen von mehreren Milliarden Euro haben wir uns bundesweit im 

Wertpapierbereich einen hervorragenden Namen gemacht.

Die Augsburger Aktienbank stellt den Kunden in den Mittelpunkt ihrer Überlegungen.

Unabhängigkeit, Flexibilität und Schnelligkeit - das schätzen unsere Kunden und Partner.

Mitgliedschaften
n Bayerische Börse, München
n Bayerischer Bankenverband e. V., München
n Bundesverband deutscher Banken e. V., Berlin
n BVI Bundesverband Investment und Asset Management e. V., Frankfurt am Main
n Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e. V., Berlin
n Forum VuV Verband unabhängiger Vermögensverwalter Deutschland e. V., Frankfurt am Main
n Prüfungsverband deutscher Banken e. V., Köln
n Bankenfachverband e. V., Berlin
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Augsburger Aktienbank AG
Halderstr. 21
86150 Augsburg
www.aab.de


